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Erste Vorlage: Verhullungsverbot

In Kiirze

Ausgangslage

Die Vorlage

Indirekter
Gegenvorschlag

Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot»

Seit mehreren Jahren werden in der Schweiz Diskussionen
um ein Verhullungsverbot gefuhrt. Der Bundesrat und das eid-
gendssische Parlament sprachen sich immer gegen ein schweiz-
weites Verbot aus. Auf kantonaler Ebene haben St. Gallen und
Tessin ein Verhullungsverbot fur das Gesicht eingefuhrt. Andere
Kantone haben sich dagegen entschieden. In zahlreichen
Kantonen gelten Vermummungsverbote bei Kundgebungen.

Die Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot» verlangt,
dass in der Schweiz niemand sein Gesicht verhullen darf. Diese
Vorschrift wirde an allen Orten gelten, die 6ffentlich zugéang-
lich sind: beispielsweise auf der Strasse, in Amtsstellen, im
offentlichen Verkehr, in Fussballstadien, Restaurants, LAden
oder in der freien Natur. Ausnahmen waren ausschliesslich in
Gotteshausern und an anderen Sakralstatten moglich sowie
aus Grinden der Sicherheit, der Gesundheit, der klimatischen
Bedingungen und des einheimischen Brauchtums. Weitere
Ausnahmen, beispielsweise fur verhullte Touristinnen, waren
ausgeschlossen.

Bundesrat und Parlament geht die Initiative zu weit. Sie
stellen ihr einen indirekten Gegenvorschlag gegeniber. Dieser
verlangt, dass Personen den Behérden ihr Gesicht zeigen
mussen, wenn es fur die Identifizierung notwendig ist. Der
Gegenvorschlag sieht zudem Massnahmen zur Starkung der
Rechte der Frauen vor. Er kann nur in Kraft treten, wenn die
Initiative abgelehnt wird.

Vorlage im Detail - 10
Argumente = 14
Abstimmungstext - 18



Abstimmungsfrage

Empfehlung
von Bundesrat
und Parlament

Empfehlung des
Initiativkomitees

Abstimmung
im Nationalrat

Abstimmung
im Standerat

Wollen Sie die Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot» annehmen?

Nein

Bundesrat und Parlament Iehnen die Initiative ab. Die
Gesichtsverhillung ist ein Randphanomen. Ein schweizweites
Verbot beschneidet die Rechte der Kantone, schadet dem
Tourismus und hilft den betroffenen Frauen nicht. Der Gegen-
vorschlag schliesst gezielt eine Liicke: Zur Identifizierung
muss das Gesicht gezeigt werden.

[Z admin.ch/verhuellungsverbot

Ja

Far das Komitee ist die Gesichtsverhullung im 6ffentlichen
Raum Ausdruck der Unterdrickung der Frau; sie widerspreche
dem freiheitlichen Zusammenleben. Deshalb brauche es ein
Verhullungsverbot. Die Initiative richte sich auch gegen jene
Verhullung, der kriminelle und zerstdrerische Motive zugrunde
liegen.

[Z verhuellungsverbot.ch

I 77 Ja
I 113 Nein
Il 7 Enthaltungen

M 7lJa
e 36 Nein
I 2 Enthaltungen


http://www.admin.ch/verhuellungsverbot
http://www.verhuellungsverbot.ch

Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

In Kiirze

Ausgangslage

Die Vorlage

Bundesgesetz uber elektro-
nische Identifizierungsdienste
(E-ID-Gesetz)

Wer im Internet Waren oder Dienstleistungen beziehen
will, muss sich meistens identifizieren. Daflr gibt es heute
verschiedene Verfahren, oft mit Benutzername und Passwort.
Aber keines ist in der Schweiz gesetzlich geregelt, und fur
keines Ubernimmt der Bund die Garantie, dass es sicher und
zuverlassig funktioniert. Deshalb haben Bundesrat und
Parlament ein Gesetz ausgearbeitet als Grundlage fiir eine vom
Bund anerkannte elektronische Identitat, die E-ID. Gegen das
Gesetz wurde das Referendum ergriffen.

Das neue Gesetz regelt, wie Personen im Internet mit der
E-ID eindeutig identifiziert werden, damit sie Waren oder
Dienstleistungen einfach und sicher online bestellen kénnen.
Zum Beispiel kdnnen sie damit ein Bankkonto er6ffnen oder
ein amtliches Dokument anfordern. Die E-ID ist freiwillig. Wer
eine will, stellt zuerst bei einer vom Bund anerkannten E-ID-
Anbieterin einen Antrag. Die Anbieterin Gbermittelt den
Antrag an den Bund, der die Identitat der antragstellenden
Person prift und der Anbieterin grines Licht fur die Ausstel-
lung der E-ID gibt. Die technische Umsetzung der E-ID Uber-
lasst der Bund den Anbieterinnen. Das kébnnen Unternehmen,
Kantone und Gemeinden sein. Der Bund kontrolliert sie
laufend. Bei der Ausstellung und der Nutzung der E-ID fallen
wie bei jedem Identifizierungsverfahren personliche Daten an.
Bei der E-ID sind die Vorschriften zum Datenschutz noch
strenger als Ublich.

Vorlage im Detail - 20
Argumente = 24
Abstimmungstext - 28



Abstimmungsfrage

Empfehlung
von Bundesrat
und Parlament

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Abstimmung
im Nationalrat

Abstimmung
im Standerat

Wollen Sie das Bundesgesetz vom
27. September 2019 liber
elektronische Identifizierungsdienste
(E-ID-Gesetz, BGEID) annehmen?

Ja

Vieles wird heute Uber das Internet abgewickelt. Darum
ist es wichtig, dass wir uns auch online sicher ausweisen kénnen.
Das von Bundesrat und Parlament verabschiedete Gesetz
schafft die Grundlage fur eine einfache, sichere und vom Bund
anerkannte elektronische Identitat.

[Z2 admin.ch/e-id

Nein

Laut dem Komitee wiirde mit dem neuen Gesetz ein
amtlicher Ausweis kommerzialisiert und durch private Anbie-
terinnen herausgegeben. Unternehmen wie Banken und
Versicherungen wirden die sensiblen Daten der Birgerinnen
und Birger verwalten. Die Herausgabe von Identitatsausweisen
musse in staatlicher Verantwortung bleiben.

[7 e-id-referendum.ch

I 144 Ja
I 51 Nein
I 2 Enthaltungen

. 35 Ja
I 2 Nein
I 8 Enthaltungen


http://www.admin.ch/e-id
http://www.e-id-referendum.ch

Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

In Kiirze

Ausgangslage

Die Vorlage

Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen mit Indonesien

Schweizer Unternehmen sind auf Exporte und verlassliche
Wirtschaftsbeziehungen angewiesen. Um ihnen den Zugang
zu auslandischen Markten zu sichern und zu verbessern,
unterhalt die Schweiz ein breites Netzwerk von Abkommen mit
Partnerlandern. Heute erschweren hohe Zélle und andere
Barrieren den Handel mit Indonesien, dem bevélkerungsmassig
viertgrossten Land der Welt. Deshalb hat die Schweiz auch mit
Indonesien ein Abkommen ausgehandelt. Dagegen wurde das
Referendum ergriffen. Kritisiert wird insbesondere, dass die
Schweiz die Zolle fur Palmol unter bestimmten Voraussetzun-
gen senkt.

Das Abkommen sieht vor, dass alle wichtigen Schweizer
Guter zollfrei nach Indonesien exportiert werden kénnen. Es
bringt Schweizer Unternehmen auf dem wachsenden indonesi-
schen Markt in eine mindestens gleich gute Ausgangslage wie
ihre auslandische Konkurrenz. Im Gegenzug schafft die Schweiz
die Zolle fur indonesische Industrieprodukte ab. Fur Agrar-
produkte hingegen baut sie die Z6lle nur teilweise ab, dies
zum Schutz der Schweizer Landwirtschaft. Indonesien und die
Schweiz verpflichten sich zu einem Handel, der mit einer
nachhaltigen Entwicklung im Einklang steht. Fir den Import
von indonesischem Palmoél sieht das Abkommen fir eine
beschrankte Menge gewisse Zollreduktionen vor. Wer Palmol
zu diesen Bedingungen importieren will, muss nachweisen,
dass es unter Einhaltung der vereinbarten Umwelt- und
Sozialauflagen produziert wurde.

Vorlage im Detail = 44
Argumente = 50
Abstimmungstext - 54



Abstimmungsfrage

Empfehlung
von Bundesrat
und Parlament

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Abstimmung
im Nationalrat

Abstimmung
im Standerat

Wollen Sie den Bundesbeschluss vom

20. Dezember 2019 uiber die Genehmigung
des Umfassenden Wirtschafts-
partnerschaftsabkommens zwischen

den EFTA-Staaten und Indonesien
annehmen?

Ja

FUr Bundesrat und Parlament handelt es sich um ein
wichtiges und ausgewogenes Abkommen. Es berlcksichtigt
sowohl die wirtschaftlichen Interessen beider Lander als auch
das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung. Nur nachhaltiges
Palmol kann zu den vorteilhafteren Bedingungen des Abkom-
mens importiert werden.

[2 admin.ch/abkommen-indonesien

Nein

Far das Referendumskomitee kann das mit dem Abkom-
men verbundene Versprechen der Nachhaltigkeit kaum
eingel6st werden. Dazu fehlten wirksame Kontroll- und
Sanktionsmaoglichkeiten. Das billige Palmal fuhre zur Zersto-
rung von Urwaldern und konkurrenziere in der Schweiz
beispielsweise Sonnenblumen- und Rapsol.

[Z stop-palmoel.ch

I 119 Ja
I 56 Nein
I 21 Enthaltungen

. 34 Ja
I 8 Nein
I 2 Enthaltungen


http://www.admin.ch/abkommen-indonesien
http://www.stop-palmoel.ch

10

Im Detail

Erste Vorlage: Verhillungsverbot

Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot»

Argumente Initiativkomitee =
Argumente Bundesrat und Parlament -
Abstimmungstext -

14
16
18



1

Heute sind Heute gibt es kein schweizweites Gesichtsverhtllungsver-
Kantone bot. Der Bundesrat und das eidgendssische Parlament haben
zustandig sich in den vergangenen Jahren immer gegen ein solches

ausgesprochen. In der Schweiz ist es Aufgabe der Kantone, die
Nutzung des 6ffentlichen Raums zu regeln. Sie kénnen dabei
auch das Tragen von Kleidungsstiicken verbieten, die das
Gesicht verhullen (z.B. Burka, Nigab). Die Kantone Tessin und
St. Gallen haben dies getan. Andere Kantone wie Zirich,
Schwyz oder Glarus haben sich gegen ein Gesichtsverhtllungs-
verbot entschieden. In 15 Kantonen gilt bei Kundgebungen
oder Sportanlassen ein Vermummungsverbot.

Verhiillungsverbot in Kantonen

B Kantone mit Verhtllungsverbot
. Kantone mit Vermummungsverbot bei Kundgebungen und/oder Sportanlassen

[ ] Kantone ohne eine spezifische Regelung
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Erste Vorlage: Verhillungsverbot

Verhiillung kann
Folgen haben

Initiative verlangt
schweizweites
Verbot

Ausnahmen

Eine Verhillung des Gesichts kann bereits heute Folgen
haben. Ist die Vollverschleierung Ausdruck mangelnder
Integration, kdnnen die Behorden die Erteilung der Aufent-
halts- und der Niederlassungsbewilligung wie auch die Einbur-
gerung verweigern. Ausserdem macht sich strafbar, wer eine
Person zwingt, ihr Gesicht zu verhullen. Das ist nach schweize-
rischem Recht eine N6tigung.

Die Initiative verlangt ein Verbot der Gesichtsverhullung
an allen Orten, die 6ffentlich zuganglich sind: auf der Strasse,
im 6ffentlichen Verkehr, in Amtsstellen, Fussballstadien,
Restaurants, Ldden oder auch in der freien Natur. Zusatzlich
zum Straftatbestand der N6tigung will die Initiative in der
Verfassung verankern, dass niemand eine Person zwingen darf,
ihr Gesicht aufgrund ihres Geschlechts zu verhllen.

Die Initiative legt die Ausnahmen vom Gesichtsverhl-
lungsverbot abschliessend fest: Verhtllen darf man sich in
Gotteshdusern und an anderen Sakralstatten, wenn es der
Sicherheit oder der Gesundheit dient (z.B. Motorradhelm,
Hygienemaske), wegen des Wetters (z.B. Schal) oder wenn das
Verhullen Bestandteil des einheimischen Brauchtums ist (z.B.
Fastnachtskostiim). Weitere Ausnahmen, etwa fur verhullte
Touristinnen, erlaubt die Initiative nicht.
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Indirekter Gegenvorschlag

Bundesrat und Parlament haben einen indirekten Gegenvorschlag
verabschiedet, weil ihnen die Initiative zu weit geht. Mit dem
Gegenvorschlag wollen sie gezielt eine Lucke im Bundesrecht
schliessen: Personen sollen Behorden ihr Gesicht zeigen mussen,
wenn es fur die Identifizierung notwendig ist. Dies gilt beispiels-
weise in Amtsstellen oder im 6ffentlichen Verkehr. Wer sich
weigert, sein Gesicht zu enthullen, wird mit Busse bestraft. Die
Behorden kénnen diesen Personen auch eine Leistung verwei-
gern. Mit dem Gegenvorschlag wollen Bundesrat und Parlament
zudem die Rechte der Frauen starken. Das geschieht mit punktuel-
len Gesetzesanderungen in den Bereichen Integration, Gleich-
stellung und Entwicklungszusammenarbeit. Diese Anderungen
ermoglichen dem Bund, spezifische Férderprogramme zu unter-
stutzen und dadurch zur Gleichstellung der Geschlechter beizu-
tragen. Der Gegenvorschlag tritt in Kraft, wenn die Initiative
abgelehnt wird und er nicht mit einem Referendum erfolgreich
bekampft wird.
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Argumente

Freie Menschen
zeigen Gesicht

Gebot der Gleich-
berechtigung

Fiir Sicherheit
und Ordnung

Erste Vorlage: Verhillungsverbot

Initiativkomitee

Unsere Initiative dreht sich um zentrale Fragen des Zusam-
menlebens: Wollen wir in der Schweiz Gesichtsverhiillung
zulassen, welche die Unterdriickung der Frau symbolisiert?
Lassen wir Chaoten gewdhren, die ihr Gesicht verhiillen,
um andere zu attackieren? Wir sagen: Nein! Die Erfahrun-
gen aus dem Tessin und dem Ausland beweisen, dass sich
Verhiillungsverbote im 6ffentlichen Raum bestens bewahrt
haben. Gerade viele arabische Touristinnen wiirden sich
freuen, sich bei uns ihrer «Stoffgefangnisse» entledigen zu
diirfen!

In aufgeklarten Staaten wie der Schweiz gilt: Freie
Menschen - Frauen und Manner - blicken einander ins Gesicht,
wenn sie miteinander sprechen. Gesichtsverhtllung im 6ffentli-
chen Raum steht in Konflikt mit freiheitlichem Zusammenle-
ben: Unsere Werte werden mit Flssen getreten, wenn sich
Frauen in unserer Gesellschaft nicht mehr als Individuen zu
erkennen geben durfen.

Dass Frauen ebenso wie Manner in der Offentlichkeit
jederzeit ihr ganzes Angesicht zeigen, ist ein Gebot elementa-
rer Gleichberechtigung. Auf der ganzen Welt kampfen Frauen
fur diese Freiheit und versuchen unter Inkaufnahme grosser
Opfer, dem Zwang zu Verhullung und Unterwerfung zu ent-
fliehen. Ein Verhullungsverbot spottisch als «Kleidervorschrift»
abzutun, ist ein Hohn gegeniber allen Frauen, die unter den
Auswiichsen eines radikalen Islams leiden.

Unsere Initiative richtet sich ausdricklich auch gegen jene
Verhullung, der kriminelle und zerstdrerische Motive zugrunde
liegen. Ein landesweit gultiges Verhullungsverbot schafft
Rechtssicherheit: Die Sicherheitsorgane erhalten Rickenwind
und den Auftrag, gegen vermummte Straftater konsequent
vorzugehen.
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Kein Konflikt mit
Religions- und
Meinungsfreiheit

Covid-19 tangiert
die Initiative nicht

Empfehlung des
Initiativkomitees

Der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR)
hielt in einem Urteil von 2014 fest, dass das Verbot von Burka
und Nigab in der Offentlichkeit verhaltnismassig ist und weder
die Religions- noch die Meinungsfreiheit verletzt. Burka und
Nigab werden im Koran mit keinem Wort erwahnt. Kein
Wunder, lehnt ein Grossteil der Muslime die Ganzkdrperverhal-
lung von Frauen ebenso ab wie die meisten Nichtmuslime.

Zur Einddammung von Covid-19 haben Bund und Kantone
bekanntlich verfigt, an bestimmten Orten seien Hygienemas-
ken zu tragen. Diese zeitlich begrenzte Massnahme tangiert
unsere Initiative in keiner Weise. Der Initiativtext sieht namlich
Ausnahmen aus gesundheitlichen, sicherheitsrelevanten,
klimatischen (z.B. im Wintersport) sowie aus Griinden des
einheimischen Brauchtums (Fasnacht, Volksbrauche) vor.

Darum empfiehlt das Initiativkomitee:

Ja

[Z verhuellungsverbot.ch

Der Text auf dieser Doppelseite stammt vom Initiativkomitee.
Es ist fur den Inhalt und die Wortwahl verantwortlich.


http://www.verhuellungsverbot.ch
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Argumente

Vollverschleierung
ist ein Rand-
phdnomen

Kantonale
Zustandigkeit
wahren

Verbot ist
kontraproduktiv

Erste Vorlage: Verhillungsverbot

Bundesrat und Parlament

Der Bundesrat anerkennt, dass die Vollverschleierung Un-
behagen auslésen kann. Ein schweizweites Verbot geht
aber zu weit. Die Gesichtsverhiillung ist in der Schweiz ein
Randphdnomen. Die Initiative greift zudem in die Zustéan-
digkeit der Kantone ein. Bundesrat und Parlament stellen
der Initiative einen indirekten Gegenvorschlag gegeniiber
und schliessen gezielt eine Liicke: Alle Personen miissen
den Behorden ihr Gesicht zeigen, wenn dies fiir die Identi-
fizierung notwendig ist. Bundesrat und Parlament lehnen
die Volksinitiative insbesondere aus den folgenden Griin-
den ab:

Frauen, die ihr Gesicht ganzlich verhallen, kbnnen zwar
ein Unbehagen auslésen, sind in der Schweiz aber selten
anzutreffen. In erster Linie handelt es sich dabei um Touristin-
nen, die sich nur vortibergehend hier aufhalten. Ein schweiz-
weites Verbot ware Ubertrieben.

Dort, wo sie Handlungsbedarf sehen, kbnnen die Kanto-
ne eine Regelung erlassen. Bundesrat und Parlament wollen
beim bewahrten Grundsatz bleiben, dass die Kantone selber
entscheiden, ob sie die Gesichtsverhlllung verbieten mochten.
Sie kennen die Anliegen ihrer Bevélkerung am besten. So kann
jeder Kanton gemass den eigenen Bedurfnissen regeln, wie er
beispielsweise mit vollverschleierten Touristinnen umgeht.
Zugleich wirde ein schweizweites Verbot aber nicht die ein-
heitliche Lésung bringen, welche die Initianten versprechen:
Unterschiedliche Regelungen in den Kantonen zur Durchset-
zung des Verbots konnten zu einem Flickenteppich fuhren,
etwa bei den Bussen.

Die Initiative verspricht, der Unterdriickung der Frau
entgegenzuwirken. Allerdings starkt ein Verhtllungsverbot die
Stellung der verschleierten Frauen nicht. Im Gegenteil: Es kénn-
te dazu fuhren, dass diese Frauen nicht mehr am 6ffentlichen
Leben teilnehmen.
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Verhiillung kann
schon heute
Konsequenzen
haben

Gegenvorschlag
16st Probleme
gezielt

Empfehlung von
Bundesrat und
Parlament

Bereits heute kann die Vollverschleierung rechtliche
Folgen haben. Ist sie Ausdruck mangelnder Integration,
kénnen die Behorden die Erteilung der Aufenthalts- und der
Niederlassungsbewilligung oder auch die Einblrgerung
verweigern. Ausserdem macht sich schon gemass geltendem
Recht strafbar, wer eine Frau zwingt, ihr Gesicht zu verhullen.
Eine zusatzliche Bestimmung in der Bundesverfassung hatte
nur symbolische Bedeutung.

Bundesrat und Parlament sind sich bewusst, dass Gesichts-
verhullungen vereinzelt zu konkreten Problemen flhren
kénnen. Der indirekte Gegenvorschlag erméglicht es, gezielt
darauf zu reagieren. Die Initiative sieht eine unnétige und zu
starre Losung fur die ganze Schweiz vor. Im Gegensatz zur
Initiative respektiert der Gegenvorschlag die bewahrte Zustan-
digkeit der Kantone.

Aus all diesen Griinden empfehlen Bundesrat und

Parlament, die Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot»
abzulehnen.

Nein

[Z admin.ch/verhuellungsverbot


http://www.admin.ch/verhuellungsverbot
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Erste Vorlage: Verhullungsverbot

Abstimmungstext

Bundesbeschluss
zur Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot»
vom 19. Juni 2020

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaff,

gestiitzt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung]!,

nach Priifung der am 15. September 20172 eingereichten Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot»,

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. Mérz 20193,

beschliesst:

Art. 1

I Die Volksinitiative vom 15. September 2017 «Ja zum Verhiillungsverbot» ist giil-
tig und wird Volk und Stdnden zur Abstimmung unterbreitet.

2 Sie lautet:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geandert:

Art. 10a Verbot der Verhiillung des eigenen Gesichts

I Niemand darf sein Gesicht im Offentlichen Raum und an Orten verhiillen, die
offentlich zugénglich sind oder an denen grundsitzlich von jedermann beanspruch-
bare Dienstleistungen angeboten werden; das Verbot gilt nicht fiir Sakralstétten.

2 Niemand darf eine Person zwingen, ihr Gesicht aufgrund ihres Geschlechts zu ver-
hiillen.

3 Das Gesetz sieht Ausnahmen vor. Diese umfassen ausschliesslich Griinde der
Gesundheit, der Sicherheit, der klimatischen Bedingungen und des einheimischen
Brauchtums.

Art. 197 Ziff. 124

12. Ubergangsbestimmung zu Art. 10a
(Verbot der Verhiillung des eigenen Gesichts)

Die Ausfiihrungsgesetzgebung zu Artikel 10a ist innert zweier Jahre nach dessen
Annahme durch Volk und Stinde zu erarbeiten.

1 SR 101
2 BBI2017 6447
i BB12019 2913

Die endgiiltige Ziffer dieser Ubergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung
von der Bundeskanzlei festgelegt.
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§

Art. 2

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Sténden, die Initiative abzulehnen.
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Im Detail

Ausgangslage

Gesetzlich geregelt
und vom Bund
anerkannt

Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

Bundesgesetz uber elektro-
nische Identifizierungsdienste
(E-ID-Gesetz)

Das Internet hat den Alltag und die BedUrfnisse der
Menschen und Unternehmen auch in der Schweiz veréndert.
Immer mehr Waren und Dienstleistungen werden heute online
gekauft oder genutzt, und auch Behérden setzen immer mehr
auf Online-Angebote. Dabei ist es oft notwendig, dass beide
Seiten mit Sicherheit wissen, mit wem sie es zu tun haben, und
dass die Daten gut geschitzt sind.

Zur Identifizierung von Personen, die Online-Angebote
nutzen, fehlt bisher in der Schweiz ein Verfahren, das gesetz-
lich geregelt und vom Bund anerkannt ist. Nutzerinnen und
Nutzer sollen sich einfach und sicher im digitalen Raum auswei-
sen kdénnen. Aus diesem Grund wollen Bundesrat und Parla-
ment eine vom Bund anerkannte elektronische Identitat
schaffen: die E-ID.

Argumente Referendumskomitee - 24
Argumente Bundesrat und Parlament - 26
Abstimmungstext - 28
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Was bringt
die E-ID?

Eindeutige
Identifizierung

Bund ist fiir E-ID
verantwortlich

Technische
Umsetzung

Mit der E-ID kann sich eine Person einfach und sicher bei
verschiedenen Online-Diensten anmelden und Waren oder
Dienstleistungen beziehen. Sie kann kiinftig Angebote im
Internet nutzen, fUr die sie bisher ihre Identitdt umstandlich
nachweisen musste, zum Beispiel durch persoénliches Erschei-
nen. Mit der E-ID kann sie etwa direkt ein Handy-Abo ab-
schliessen, ein Bankkonto er6ffnen oder einen Betreibungsre-
gisterauszug bestellen. Die sichere E-ID kann zudem helfen, die
Anzahl Passworter zu verringern.

Die neue E-ID erlaubt es, eindeutig festzustellen, dass
jemand wirklich die Person ist, als die sie sich online ausgibt.
Die E-ID besteht insbesondere aus verifiziertem Namen,
Vornamen und Geburtsdatum.

Will eine Person eine E-ID, beantragt sie diese bei einer
vom Bund anerkannten E-ID-Anbieterin. Diese leitet die
Anfrage dem Bund weiter. Anhand bestehender Register prift
der Bund, ob die Angaben der Person zu ihrer Identitat
stimmen, bevor er griines Licht fur die Ausstellung der E-ID
gibt. Er leitet der E-ID-Anbieterin nur die absolut notwendigen
Daten weiter und nur, wenn die betroffene Person dieser
Weitergabe zugestimmt hat.

Die E-ID-Anbieterinnen kimmern sich um die technische
Umsetzung und stellen sicher, dass die E-ID zur eindeutigen
Identifizierung im Internet genutzt werden kann. Sie stellen
dazu beispielsweise eine App fur das Handy zur Verfligung.
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Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

Wie funktioniert die E-ID?
Zusammenspiel von vier Akteuren

- Beantragt E-ID bei
E-ID-Anbieterin

- Bestatigt Identitat
gegenuber Bund

—Setzt E-ID online ein

E-ID ist freiwillig

— Anerkennt und kontrolliert E-ID-Anbieterinnen
- Pruft Identitat von Nutzerin / Nutzer

— Gibt E-ID-Anbieterin Okay

— Leitet nur absolut notwendige Daten weiter

Bund

Daten und Okay

far E-ID
— Stellt Online-Dienst
Nutzerin / E-ID-Anbieterin Daten zur Verfiigung

Nutzer

- Pruft E-ID mit E-ID-Anbieterin
- Liefert Waren oder erbringt Dienstleistung

5 - Erhalt vom Bund

alje i
B

Online-Dienst

Es steht allen frei, eine E-ID zu beantragen. Das E-ID-Ge-
setz sieht nicht vor, dass wir alles nur noch online abwickeln
kédnnen. Und wer im Internet einkaufen will, wird das auch
ohne E-ID tun kénnen: Wenn es fur die Online-Abwicklung
eines Geschafts nicht nétig ist, die Identitat eindeutig festzu-
stellen, dann braucht es auch keine E-ID. Die E-ID erh6ht
jedoch die Sicherheit und die Nutzerfreundlichkeit bei Online-
Geschaften.
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Datenschutz

Aufgabenteilung
Staat — Private

Unabhangige
Anerkennung
und Kontrolle

Der Datenschutz im E-ID-Gesetz geht Gber die Vorgaben
des Datenschutzgesetzes hinaus. Daten durfen immer nur mit
der ausdrucklichen Zustimmung der E-ID-Nutzerinnen und
-Nutzer weitergegeben werden. E-ID-Anbieterinnen ihrerseits
durfen Daten nur fur Identifizierungen verwenden. Sie durfen
sie weder fur andere Zwecke nutzen noch weitergeben, auch
nicht an die Online-Dienste. Und sie mussen die Daten in der
Schweiz speichern. Die E-ID-Systeme mUssen zudem einen
hohen Informatik-Sicherheitsstandard aufweisen, damit der
Schutz der Daten jederzeit gewahrleistet ist. Zu Daten der
Online-Dienste wie etwa zu Gesundheits- oder Bankdaten
haben E-ID-Anbieterinnen in keinem Fall Zugang.

Bei der neuen E-ID sind die Aufgaben aufgeteilt. Der
Bund nimmt seine hoheitlichen Aufgaben wahr: Erstens pruft
er die Identitat der einzelnen Personen und stimmt der
Ausstellung jeder einzelnen E-ID zu. Zweitens anerkennt und
kontrolliert er alle E-ID-Anbieterinnen. Die technische Umset-
zung Ubertragt der Bund diesen Anbieterinnen: So kdnnen
private Unternehmen, Kantone oder Gemeinden konkrete
E-ID-L6sungen anbieten. Ziel dieser Aufgabenteilung ist, den
E-ID-Anbieterinnen zu ermdéglichen, flexibel auf die techni-
schen Entwicklungen und auf die BedUrfnisse von verschiede-
nen Personengruppen zu reagieren. Und die Nutzerinnen und
Nutzer kdnnen die Angebote verschiedener Anbieterinnen
vergleichen und die fur sie beste Lésung wahlen.

Wer die E-ID anbietet, muss vom Bund anerkannt werden
und untersteht dessen Kontrolle. Dazu setzt der Bundesrat
eine Eidgendssische E-ID-Kommission (EIDCOM) ein. Sie ist fur
die Anerkennung der verschiedenen E-ID-Anbieterinnen und
von deren technischen Systemen zustandig. Sie kontrolliert
zudem laufend die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben,
etwa im Bereich des Datenschutzes. Die Kommission kann einer
E-ID-Anbieterin, die gegen das Gesetz verstosst, die Zulassung
entziehen.
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Argumente

Digitaler
Schweizer Pass

Bund wird zum
Datenlieferanten

Ungeniigender
Datenschutz

Vertrauen der
Bevoélkerung fehlt

Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

Referendumskomitee

Das E-ID-Gesetz will erstmals einen amtlichen Ausweis
kommerzialisieren und durch private Anbieter herausgeben
lassen: den digitalen Schweizer Pass. An die Stelle der
Passbiiros wiirden Unternehmen wie Banken und Versiche-
rungen treten und die sensiblen Daten der Biirgerinnen
und Biirger verwalten. Gegen die Privatisierung wehrt

sich eine breite Allianz von Organisationen und Parteien.
Die Herausgabe von Identitdtsausweisen muss in staat-
licher Verantwortung bleiben und gehért unter demokra-
tische Kontrolle.

Die elektronische Identitat (E-ID) ist ein neuer amtlicher
Ausweis: der digitale Schweizer Pass. Grundlage ist das Bundes-
gesetz Uber elektronische Identifizierungsdienste. Die E-ID soll
im Internet als Nachweis der eigenen Identitat verwendet
werden kdnnen und ist vergleichbar mit der Identitatskarte
oder dem Schweizer Pass im realen Leben.

Mit der Kommerzialisierung der digitalen Identitat wird
der Bund zu einem Datenlieferanten degradiert. Das Bundes-
amt fur Polizei wirde daflir eigens eine neue Personendaten-
bank schaffen, um privaten Konzernen die persénlichen Daten
der Burgerinnen und Burger zur Verfligung zu stellen.

Im Gegensatz zu den bisherigen Ausweisen wirde jede
Nutzung der E-ID bei einem privaten Unternehmen aufge-
zeichnet und zentral gespeichert. Dadurch entsteht ein
Missbrauchspotenzial. Der einzige wirksame Datenschutz ware,
auf die Erhebung von unnétigen Daten zu verzichten.

Gemass reprasentativen Umfragen wollen tber 80 Pro-
zent der Bevolkerung den digitalen Pass nicht von Firmen,
sondern vom Staat beziehen. Das Vertrauen in private Unter-
nehmen fehlt. Mit dem E-ID-Gesetz haben sich Bundesrat und
Parlament Uber den Willen der Bevolkerung hinweggesetzt.
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Seniorenverbande
sagen Nein

Acht Kantone
lehnen das
Gesetz ab

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Altere Menschen beflirchten, dass ihnen die E-ID durch
die privaten Unternehmen aufgezwungen wird. Deshalb
lehnen der Schweizer Seniorenrat, der Schweizer Verband fur
Seniorenfragen und die Vereinigung aktiver Senioren- und
Selbsthilfeorganisationen der Schweiz die Vorlage ab.

Acht Kantone verwehren dem E-ID-Gesetz ihre Unterstit-
zung, weil sie die Herausgabe von Ausweisen als staatliche
Kernaufgabe erachten. Der Kanton Schaffhausen und die Stadt
Zug geben bereits eine eigene E-ID heraus. Der Bund kénnte
problemlos selbst einen digitalen Pass herausgeben. Auch
unser Nachbarland Liechtenstein schaffte dies innert Jahres-
frist.

Darum empfiehlt das Referendumskomitee:

Nein

[7 e-id-referendum.ch

Der Text auf dieser Doppelseite stammt vom Referendumskomitee.
Es ist fur den Inhalt und die Wortwahl verantwortlich.


http://www.e-id-referendum.ch
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Argumente

Einfach und sicher

Handlungsbedarf

Sinnvolle
Aufgabenteilung

Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

Bundesrat und Parlament

Das Internet gehért zu unserem Alltag. Auch online kann
es notig sein, sicher zu wissen, mit wem man es zu tun
hat. Dazu braucht es eine zweifelsfreie Identifizierung

und gleichzeitig den Schutz der persénlichen Daten. Mit
der E-ID nach Schweizer Recht, die vom Bund reguliert
und anerkannt ist, kdnnen Behérdengénge einfacher und
Geschéfte effizient und sicher im Internet abgewickelt
werden. Davon profitieren alle: die Bevolkerung, die
Unternehmen und die Behdrden. Bundesrat und Parlament
befiirworten die Vorlage aus folgenden Griinden:

Es gibt heute bereits viele Angebote zur elektronischen
Identifizierung — keines davon ist aber vom Bund anerkannt.
Es ist deshalb hochste Zeit fur eine schweizerische E-ID: Dank
der Uberprifung der Identitat durch den Bund und dem
ausgebauten Datenschutz kénnen Nutzerinnen und Nutzer
im Internet einfach und sicher Waren und Dienstleistungen
beziehen. Sie sind besser vor Missbrauch und Betrug geschitzt.
Die unubersichtliche Vielzahl von Passwortern verringert sich,
und umstandliche Registrierungen fallen weg. Die E-ID ist kein
Ausweis und hat mit dem Schweizer Pass oder der Identitats-
karte nichts zu tun.

Viele Staaten kennen bereits heute E-ID-Lésungen. Die
Schweiz hinkt dieser Entwicklung hinterher. In Wirtschaft und
Gesellschaft gibt es ein grosses BedUrfnis nach der E-ID, weil
damit neue Angebote im Internet méglich werden. Auch die
Mehrheit der Kantone unterstitzt das neue E-ID-Gesetz.

Bundesrat und Parlament haben sich fur eine zukunfts-
orientierte Losung mit einer klaren Aufgabenteilung entschie-
den. Der Bund behalt seine hoheitliche Aufgabe, er pruft die
Identitat von Personen und kontrolliert die E-ID-Anbieterin-
nen. Er bleibt somit Garant fur ein sicheres und vertrauenswaur-
diges System. Die technische Umsetzung Uberlasst der Bund
hingegen Unternehmen, Kantonen und Gemeinden. Dadurch
fordert er innovative und kundenfreundliche Anwendungen.
So tut jeder, was er am besten kann.
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Datenschutz
wird gestarkt

Schliissel zur
weiteren
Digitalisierung

Empfehlung
von Bundesrat
und Parlament

Das neue Gesetz fuhrt strenge Pflichten zum Umgang
mit Daten ein. Persénliche Daten werden nur mit dem aus-
drucklichen Einverstéandnis der betroffenen Person weiterge-
geben. Zudem werden nur die jeweils notwendigen Daten
Ubermittelt — fur den Jugendschutz wird beispielsweise nur
bestatigt, dass eine Person volljahrig ist, das Geburtsdatum
wird nicht angegeben. Technische und organisatorische Vor-
gaben garantieren zudem einen hohen Sicherheitsstandard
der Informatiksysteme.

Dank der E-ID wird vieles im Internet einfacher und
sicherer. Darum ist dieses Gesetz auch ein Schltssel fur die
weitere Digitalisierung der Schweiz. Es werden neue Angebote
und Méglichkeiten entstehen. Die Schweiz bleibt am Puls der
weltweiten Entwicklung.

Aus all diesen Griinden empfehlen Bundesrat und Parla-

ment, das Bundesgesetz Uber elektronische Identifizierungs-
dienste anzunehmen.

Ja

[Z2 admin.ch/e-id


http://www.admin.ch/e-id

28

Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

Abstimmungstext

Bundesgesetz

liber elektronische Identifizierungsdienste
(E-ID-Gesetz, BGEID)

vom 27. September 2019

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 95 Absatz 1, 96 Absatz 1 und 97 Absatz 1
der Bundesverfassung!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 1. Juni 20182,

beschliesst:

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

Gegenstand und Zweck

I Dieses Gesetz regelt:

a.

Inhalt, Ausstellung, Verwendung, Sperrung und Widerruf von nach diesem
Gesetz anerkannten elektronischen Einheiten, die zur Identifizierung natiir-
licher Personen verwendet werden (E-ID);

die Anerkennung der Anbieterinnen von elektronischen Identitétsdienstleis-
tungen (Identity-Provider, IdP) sowie die Aufsicht iiber sie;

die staatliche Identifizierung der Inhaberinnen und Inhaber einer E-ID und
die Lieferung von Personenidentifizierungsdaten an die IdP;

die Rechte und Pflichten der Inhaberinnen und Inhaber einer E-ID;

die Rechte und Pflichten der Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diens-
ten.

2 Es hat zum Zweck:

a.

C.

die sichere Identifizierung im elektronischen Geschiftsverkehr unter Priva-
ten und mit Behorden zu fordern;

den Schutz der Personlichkeit und der Grundrechte von Personen, iiber die
Daten bearbeitet werden, zu gewihrleisten; und

die Standardisierung und die Interoperabilitit der E-ID sicherzustellen.

3 Das Gesetz und die darauf gestiitzten Verordnungen beachten den Grundsatz der
Technologieneutralitét.

Art. 2

Begriffe

In diesem Gesetz bedeuten:

1 SR 101
2 BBI12018 3915
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a. E-ID-System: elektronisches System, das von einem IdP fiir die Ausstellung,
Verwaltung und Anwendung von E-ID betrieben wird;

b. E-ID-verwendender Dienst: eine Informatikanwendung, gegeniiber der sich
E-ID-Inhaberinnen und -Inhaber iiber ein E-ID-System identifizieren.

2. Abschnitt:
Ausstellung, Arten und Inhalt sowie Sperrung und Widerruf von E-ID

Art. 3 Personliche Voraussetzungen
I Folgende Personen konnen eine E-ID beantragen:

a. Schweizerinnen und Schweizer, die zum Zeitpunkt der Ausstellung der E-ID
iber einen giiltigen Schweizer Ausweis nach dem Ausweisgesetz vom
22. Juni 20013 verfiigen;

b. Ausldnderinnen und Ausldnder:

1. die zum Zeitpunkt der Ausstellung der E-ID im Besitz eines giiltigen,
nach Artikel 13 Absatz 1 des Ausldnder- und Integrationsgesetzes vom
16. Dezember 20054 anerkannten Ausweispapiers sind oder iiber eine
giiltige Legitimationskarte nach der Gaststaatgesetzgebung verfiigen,
oder

2. deren Identitdt zum Zeitpunkt der Ausstellung der E-ID in einem be-
sonderen Identifizierungsverfahren verldsslich festgestellt werden
konnte.

2 Der Bundesrat legt die Verfahren fest fiir die Uberpriifung der Ausweise von
Schweizerinnen und Schweizern und fiir die Uberpriifung der Ausweise sowie der
Identitdt von Auslédnderinnen und Ausldndern.

Art. 4 Sicherheitsniveaus

L E-ID werden fiir die Sicherheitsniveaus niedrig, substanziell und hoch ausgestellt.
Diese bieten folgenden Schutz:

a. niedrig: Minderung der Gefahr von Identitdtsmissbrauch und Identitétsver-
anderung;

b. substanziell: hoher Schutz gegen Identitétsmissbrauch und Identitétsver-
anderung;

c.  hoch: hochstmoglicher Schutz gegen Identitdtsmissbrauch und Identitétsver-
anderung.

2 Die verschiedenen Sicherheitsniveaus unterscheiden sich durch:

a. den Prozess, wie die E-ID ausgestellt wird, und die Regeln fiir deren An-
wendung;

3 SR 143.1
4 SR 142.20
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Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

§

b. den Betrieb des E-ID-Systems, insbesondere die Aktualisierung der Perso-
nenidentifizierungsdaten.

3 Eine fiir ein bestimmtes Sicherheitsniveau ausgestellte E-ID kann auch auf einem
tieferen Sicherheitsniveau eingesetzt werden.

4 Der Bundesrat regelt die verschiedenen Sicherheitsniveaus, insbesondere die Min-
destanforderungen an die Identifizierung; er beriicksichtigt dabei den jeweiligen
Stand der Technik.

Art. 5 Personenidentifizierungsdaten

L Fiir das Sicherheitsniveau niedrig enthilt die E-ID die folgenden Personenidentifi-
zierungsdaten:

a. E-ID-Registrierungsnummer;
b. amtlicher Name;

c. Vornamen;

d. Geburtsdatum.

2 Fiir das Sicherheitsniveau substanziell enthédlt die E-ID zusitzlich folgende Perso-
nenidentifizierungsdaten:

a. Geschlecht;
b. Geburtsort;
c. Staatsangehdorigkeit.

3 Fiir das Sicherheitsniveau hoch enthilt die E-ID zusétzlich das Gesichtsbild aus
dem Informationssystem nach Artikel 24.

4 Soweit dies fiir die Erfiillung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist,
kann das Bundesamt fiir Polizei (fedpol) die Personenidentifizierungsdaten mit zu-
satzlichen Informationen iiber die letzte Aktualisierung der Daten im Informations-
system nach Artikel 24 versehen.

Art. 6 Ausstellungsprozess

I Wer eine E-ID will, beantragt deren Ausstellung tiber einen IdP bei fedpol. Die
initiale Uberpriifung der beanspruchten Identitit kann in einer fiir die Ausstellung
von Ausweisen verantwortlichen Stelle nach Artikel 4 des Ausweisgesetzes vom
22. Juni 20015 erfolgen.

2 Fedpol iibermittelt dem IdP die Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5,
sofern die antragstellende Person:

a. die personlichen Voraussetzungen nach Artikel 3 erfiillt;
b. entsprechend dem beantragten Sicherheitsniveau identifiziert wurde;

c. in die Ubermittlung eingewilligt hat.

5 SR 143.1
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3 Es protokolliert die Dateniibermittlungen im Zusammenhang mit dem Ausstel-
lungsprozess.

4 Der IdP ordnet die Personenidentifizierungsdaten der E-ID zu und stellt die E-ID
der antragstellenden Person aus.

5 Der Bundesrat erldsst ndhere Vorschriften zum Ausstellungsprozess, insbesondere:
a. zum genauen Ablauf;

b. zu den fiir die Identifizierung zu verwendenden Personenidentifizierungs-
daten.

Art. 7 Aktualisierung der Personenidentifizierungsdaten

Der IdP aktualisiert die von ihm gefiihrten Personenidentifizierungsdaten, indem er
bei fedpol eine automatisierte Abfrage anhand der E-ID-Registrierungsnummer wie
folgt vornimmt:

a. fiir E-ID des Sicherheitsniveaus niedrig: jahrlich;

b. fiir E-ID des Sicherheitsniveaus substanziell: quartalsweise;

c. fiir E-ID des Sicherheitsniveaus hoch: wochentlich.

Art. 8 Systematische Verwendung der Versichertennummer
zum Datenaustausch

I Fedpol verwendet beim elektronischen Datenaustausch mit den Personenregistern
nach Artikel 24 Absatz 3 die Versichertennummer nach Artikel 50c des Bundesge-
setzes vom 20. Dezember 19466 iiber die Alters- und Hinterlassenenversicherung
(Versichertennummer) systematisch zur Identifizierung von Personen.

2 Es darf zur Identifizierung von Personen die Versichertennummer durch ein Ab-
rufverfahren denjenigen Betreiberinnen von E-ID verwendenden Diensten zuging-
lich machen, die zur systematischen Verwendung der Versichertennummer berech-
tigt sind.

Art. 9 Datenbearbeitung

I'IdP diirfen von fedpol iibermittelte Personenidentifizierungsdaten nur bearbeiten,
bis die E-ID widerrufen wird, und nur fiir [dentifizierungen nach diesem Gesetz.

2 Fiir E-ID des Sicherheitsniveaus substanziell diirfen sie das Gesichtsbild aus dem
Informationssystem nach Artikel 24 nur wahrend des Ausstellungsprozesses ver-
wenden.

3 Folgende Kategorien von Daten sind getrennt zu halten, so dass ihre Sicherheit
auch gewdhrleistet werden kann, wenn die Sicherheit einer anderen Kategorie kom-
promittiert ist:

a. die Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5;

b. die Nutzungsdaten;

6 SR 831.10
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Zweite Vorlage: E-ID-Gesetz

§

c. dieiibrigen Daten.

Art. 10 Subsididres E-ID-System des Bundes
1 Falls die Zwecke nach Artikel 1 Absatz 2 nicht erfiillt werden, kann:

a. der Bundesrat eine Verwaltungseinheit damit beauftragen, ein E-ID-System
zu betreiben und eine E-ID auszustellen; oder

b. der Bund sich an entsprechenden Unternehmen beteiligen.

2 Die Bestimmungen iiber IdP sind in diesen Féllen auf die betreffende Verwaltungs-
einheit anwendbar.

Art. 11 Sperrung und Widerruf

I Besteht die Gefahr, dass eine Drittperson Zugang zu einer E-ID haben konnte, oder
wird der Verlust oder der Verdacht auf Missbrauch gemeldet, so muss der IdP die
E-ID unverziiglich sperren. Vor der Sperrung priift er die Meldung.

2 Er informiert die Inhaberin oder den Inhaber der E-ID unverziiglich iiber die Sper-
rung.

3 Fedpol erklart eine E-ID-Registrierungsnummer im Todesfall der Inhaberin oder
des Inhabers der E-ID fiir ungiiltig.

4 Der IdP widerruft die E-ID, die diese Nummer enthalten.
5 Der Bundesrat regelt die Sperrung und den Widerruf einer E-ID.

3. Abschnitt: Inhaberinnen und Inhaber von E-ID
Art. 12

I Die Inhaberin oder der Inhaber einer E-ID hat die nach den Umstidnden notwendi-
gen und zumutbaren Massnahmen zu treffen, damit seine E-ID nicht missbrauchlich
verwendet werden kann.

2 Wird fiir eine Informatikanwendung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe b eine
Identifizierung des Sicherheitsniveaus niedrig angewendet, muss fiir diese Anwen-
dung auch ein Zugang ohne E-ID mdglich sein. Der Bundesrat kann Ausnahmen
vorsehen.

4. Abschnitt:
Anbieterinnen von elektronischen Identititsdienstleistungen
Art. 13 Anerkennung

11dP, die E-ID nach diesem Gesetz ausstellen wollen, brauchen eine Anerkennung
der Eidgendssischen E-ID-Kommission (EIDCOM). Die EIDCOM erteilt die Aner-
kennung nach Anhérung des Eidgendssischen Datenschutz- und Offentlichkeitsbe-
auftragten (EDOB).

2 Ein IdP wird anerkannt, wenn er:
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a. im Handelsregister eingetragen ist; bei Verwaltungseinheiten des Bundes,
der Kantone und Gemeinden ist ein Eintrag im Handelsregister nicht not-
wendig;

b. Gewihr bietet, dass die fir die E-ID-Systeme verantwortlichen Personen
kein Risiko fiir die Sicherheit darstellen;

c. Personen mit den erforderlichen Fachkenntnissen, Erfahrungen und Qualifi-
kationen beschéftigt;

d. Gewihr bietet, dass die von ihm betriebenen E-ID-Systeme die fiir das je-
weilige Sicherheitsniveau vorgesehenen Anforderungen erfiillen;

e. die Daten im E-ID-System nach schweizerischem Recht in der Schweiz halt
und bearbeitet;

f.  {ber eine ausreichende Versicherung zur Deckung der Haftpflicht nach Arti-
kel 32 oder gleichwertige finanzielle Sicherheiten verfiigt;

g.  Gewihr bietet fiir die Einhaltung des anwendbaren Rechts, namentlich die-
ses Gesetzes und seiner Ausfithrungsbestimmungen.

3 Die Anerkennung wird fiir drei Jahre erteilt.

4 Der Bundesrat erlédsst ndhere Vorschriften zu den Voraussetzungen fiir die Aner-
kennung, insbesondere zu:

a. den fachlichen und sicherheitsbezogenen Anforderungen und deren Uber-
priifung;

b. der notwendigen Versicherungsdeckung beziehungsweise zu den gleichwer-
tigen finanziellen Sicherheiten;

¢. den auf die E-ID-Systeme anwendbaren Standards und technischen Proto-
kollen sowie zur regelmassigen Uberpriifung dieser Systeme.

Art. 14 Erléschen der Anerkennung

I Die Anerkennung erlischt, wenn der IdP seine Geschiftstitigkeit aufgibt oder
gegen ihn der Konkurs erdffnet wird. Die E-ID-Systeme sind weder pfandbar noch
fallen sie in die Konkursmasse.

2 Der IdP meldet der EIDCOM die geplante Aufgabe der Geschiftstitigkeit; dabei
gibt er an, wie er mit den ausgestellten E-ID zu verfahren beabsichtigt.

3 Die E-ID-Systeme eines IdP, der seine Geschiftstitigkeit aufgibt oder gegen den
der Konkurs er6ffnet wurde, konnen von einem andern anerkannten IdP iibernom-
men werden. Der Erlds aus der Ubernahme ist Teil einer allfalligen Konkursmasse.

4 Die Daten der Inhaberin oder des Inhabers einer E-ID, der oder die in die Uber-
nahme nicht eingewilligt hat, sind zu vernichten.

5 Werden die E-ID-Systeme von keinem anderen IdP iibernommen, so ordnet die
EIDCOM an, dass der Bund sie ohne Entgelt tibernimmt oder dass die darin enthal-
tenen Daten vernichtet werden.
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Art. 15

Pflichten

I Der IdP hat folgende Pflichten:

a.

Er sorgt fiir das korrekte Funktionieren und den sicheren Betrieb des E-ID-
Systems.

Er stellt die E-ID fiir alle Personen aus, die die personlichen Voraussetzun-
gen nach Artikel 3 erfiillen.

Er gestaltet das E-ID-System so aus, dass die Giiltigkeit aller E-ID, die er
ausstellt, mit einem gebrduchlichen Verfahren jederzeit zuverldssig und kos-
tenlos tiberpriift werden kann.

Er gestaltet das E-ID-System so aus, dass fliir Menschen mit Behinderung
keine Benachteiligung bei der Beantragung einer E-ID entsteht.

Er hilt die Sicherheitsanforderungen nach Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe d
ein.

Er aktualisiert die Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 7.

Er meldet fedpol Fehler in den Personenidentifizierungsdaten, die ihm zur
Kenntnis gebracht wurden oder die er selber entdeckt.

Er meldet der EIDCOM sicherheitsrelevante Vorkommnisse im E-ID-
System oder beim Einsatz der E-ID, die ihm zur Kenntnis gebracht wurden
oder die er selber entdeckt.

Er holt von der Inhaberin oder dem Inhaber der E-ID das ausdriickliche Ein-
verstidndnis ein, wenn er einer Betreiberin eines E-ID-verwendenden Diens-
tes Personenidentifizierungsdaten zum ersten Mal iibermittelt.

Er gewihrt der Inhaberin oder dem Inhaber der E-ID online Zugang zu den
Daten, die bei der Anwendung der E-ID entstehen, sowie zu deren oder des-
sen Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5.

Er vernichtet die Daten, die bei einer Anwendung der E-ID entstehen, nach
sechs Monaten.

Er erarbeitet Muster fiir die Vereinbarungen mit Betreiberinnen von E-ID-
verwendenden Diensten und legt sie dem EDOB vor.

Er meldet der EIDCOM alle geplanten Anderungen an seinem E-ID-System
und an seiner Geschiftstatigkeit, die die Erfiillung der Anforderungen nach
Artikel 13 und der Pflichten nach den Buchstaben a—1 in Frage stellen konn-
ten.

2 Er sorgt fiir einen Kundendienst, der es erlaubt, Meldungen iiber Stérungen oder

Verlust einer E-ID entgegenzunehmen und zu bearbeiten.

3 Der Bundesrat erldsst ndhere Vorschriften zur Ausgestaltung der E-ID-Systeme

satz 2.

und zu den Meldungen nach Absatz 1 Buchstaben g, h und m und Artikel 14 Ab-
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Art. 16 Datenweitergabe und Datennutzung

I Der IdP darf Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diensten nur die Perso-
nenidentifizierungsdaten weitergeben:

a. die dem geforderten Sicherheitsniveau entsprechen;

die fiir die Identifizierung der betreffenden Person im Einzelfall notwendig
sind; und

c. in deren Ubermittlung die Inhaberin oder der Inhaber der E-ID eingewilligt
hat.

2 Dritten darf er die Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5, die Daten, die bei
einer Anwendung der E-ID entstehen, und darauf basierende Nutzungsprofile weder
bekannt geben noch diese Daten zu anderen Zwecken als zur Umsetzung der in
Artikel 15 genannten Pflichten nutzen. Die Datenbearbeitung durch Dritte nach
Artikel 10a des Bundesgesetzes vom 19. Juni 19927 iiber den Datenschutz bleibt
vorbehalten.

3 Die E-ID Registrierungsnummer darf er nur Behorden oder andere Stellen bekannt
geben, die 6ffentliche Aufgaben erfiillen.

Art. 17 Zugang zu einer E-ID

Stammt mehr als die Hélfte aller ausgestellten E-ID von demselben IdP oder stam-
men mehr als 60 Prozent von zwei IdP und gibt es glaubhafte Hinweise, dass eine
Art von E-ID, die breiten Bevolkerungskreisen angeboten wird, wiederholt Antrag-
stellerinnen und Antragstellern, die die Voraussetzungen nach Artikel 3 erfiillen,
nicht zugédnglich war, so verpflichtet die EIDCOM die betreffenden IdP, diese Art
von E-ID allen Personen zu denselben Bedingungen zugénglich zu machen.

Art. 18 Interoperabilitit

I'TdP akzeptieren ihre E-ID-Systeme gegenseitig und stellen sicher, dass die E-ID-
Systeme interoperabel sind.

2 In Bezug auf die gegenseitige Abgeltung gelten die IdP als marktméchtig im Sinne
von Artikel 2 des Preisiiberwachungsgesetzes vom 20. Dezember 19858 (PiiG) und
die entsprechenden Preise gelten nicht als Ergebnis wirksamen Wettbewerbs im
Sinne von Artikel 12 PiG.

3 Der Bundesrat erldsst die technischen Vorschriften; er legt insbesondere die
Schnittstellen fest.

Art. 19 Aufsichtsmassnahmen und Entzug der Anerkennung

1 Wenn ein IdP dieses Gesetz, seine Ausfiihrungsbestimmungen oder Pflichten, die
ihm die EIDCOM auferlegt hat, missachtet, namentlich wenn er die Voraussetzun-
gen fiir die Anerkennung nicht mehr erfiillt, so ordnet die EIDCOM die Massnah-

7 SR235.1
8 SR 942.20
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men an, die er zur Wiederherstellung des rechtméssigen Zustandes zu ergreifen hat,
und setzt ihm eine angemessene Frist dazu an.

2 Sie kann dem IdP die Anerkennung entziehen, wenn dieser den rechtméssigen
Zustand nicht fristgemass wiederherstellt.

3 Der Bundesrat regelt das Verfahren zum Entzug der Anerkennung.

5. Abschnitt: Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diensten

Art. 20 Vereinbarung mit einem IdP

Wer einen E-ID-verwendenden Dienst betreiben will, braucht eine Vereinbarung mit
einem IdP. Die Vereinbarung regelt insbesondere:

a.  welche Sicherheitsniveaus zur Anwendung kommen;

b. welche technischen und organisatorischen Prozesse einzuhalten sind.

Art. 21 Verwendung der E-ID-Registrierungsnummer

Die Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diensten diirfen die E-ID-Registrie-
rungsnummer zur Identifizierung von Personen verwenden.

Art. 22 Zu akzeptierende E-ID

Jede E-ID, die fiir das geforderte Sicherheitsniveau ausgestellt wurde, ist zu akzep-
tieren von:

a. den Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diensten;

b. Behorden oder anderen Stellen, die 6ffentliche Aufgaben erfiillen, sofern sie
beim Vollzug von Bundesrecht eine elektronische Identifizierung vorneh-
men.

6. Abschnitt: Funktion des Bundesamtes fiir Polizei

Art. 23 Aufgaben und Pflichten

I Fedpol ordnet die E-ID-Registrierungsnummer den entsprechenden Personeniden-
tifizierungsdaten nach Artikel 5 zu und iibermittelt diese dem IdP.

2 Es stellt sicher, dass der IdP mit einem gebrduchlichen Verfahren die Giiltigkeit
der E-ID-Registrierungsnummer jederzeit zuverldssig iiberpriifen kann.

3 Der Bundesrat bezeichnet die fiir die Ubermittlung anwendbaren Standards und
technischen Protokolle und regelt, wie vorzugehen ist, falls verschiedene Personen-
register widerspriichliche Daten tibermitteln.

Art. 24 Informationssystem
1 Fedpol fithrt ein Informationssystem; dieses enthalt insbesondere:

a. die Protokolldaten des Ausstellungsprozesses nach Artikel 6;
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b. die Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5 sowie deren Herkunft und
Angaben zu deren Aktualisierung;

c. die Versichertennummern.
2 Das Informationssystem dient:

a. der Entgegennahme der Antridge und Einverstdndniserkldrungen der antrag-
stellenden Person;

b. der automatisierten Erfiillung der Aufgaben von fedpol bei der Ausstellung
von E-ID;

c. der Aktualisierung der Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 7;

d. der Priifung der Giiltigkeit einer E-ID-Registrierungsnummer nach Arti-
kel 23 Absatz 2.

3 Das Informationssystem unterhdlt zum Bezug und Abgleich der Personenidentifi-
zierungsdaten nach Artikel 5 Schnittstellen zu den folgenden Personenregistern:

a. Informationssystem Ausweisschriften des fedpol;

b. zentrales Migrationsinformationssystem (ZEMIS) des Staatssekretariats fiir
Migration;

c. informatisiertes Personenstandsregister (Infostar) des Bundesamtes fiir Jus-
tiz;

d. Informationssystem Ordipro des Eidgendssischen Departements fiir auswér-
tige Angelegenheiten;

e. zentrales Versichertenregister (ZAS-UPI) der Zentralen Ausgleichsstelle.

4 Der Bundesrat legt die technischen und organisatorischen Massnahmen zur siche-
ren Bearbeitung und Weitergabe der Personenidentifizierungsdaten fest.

7. Abschnitt: Eidgendssische E-ID-Kommission

Art. 25 Organisation

I Der Bundesrat bestellt die EIDCOM. Sie besteht aus fiinf bis sieben Mitgliedern.
Der Bundesrat wahlt die Mitglieder und bezeichnet die Prasidentin oder den Prési-
denten sowie die Vizeprasidentin oder den Vizeprésidenten.

2 Die Mitglieder miissen unabhéngige Sachverstindige sein. Sie diirfen nicht Orga-
nen von juristischen Personen oder Behdorden angehdren, die Tétigkeiten als IdP
ausiiben, oder in einem Dienstleistungsverhéltnis zu solchen juristischen Personen
oder Behorden stehen.

3 Die EIDCOM ist dem Eidgendssischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD)
administrativ zugeordnet und verfiigt {iber ein eigenes Sekretariat.

4 Sie untersteht in ihren Entscheiden weder Weisungen des Bundesrates noch des
EJPD. Sie ist von den Verwaltungsbehorden unabhéngig.

5 Sie kann das fedpol beim Vollzug dieses Gesetzes beiziehen und ihm Weisungen
erteilen.
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6 Sie erldsst ein Reglement iiber ihre Organisation und Geschiftsfithrung, das der
Genehmigung des Bundesrates bedarf.

7 Die Kosten der EIDCOM werden durch Verwaltungsgebiihren gedeckt. Der Bun-
desrat regelt die Einzelheiten.

Art. 26 Aufgaben und Zustandigkeiten

I Die EIDCOM iiberwacht die Einhaltung dieses Gesetzes. Sie trifft die Entscheide
und erlédsst die Verfligungen, die fiir den Vollzug dieses Gesetzes und der Ausfiih-
rungsbestimmungen notwendig sind.

2 Sie ist insbesondere zustindig fiir:

a. die Anerkennung von IdP, die Aufsicht iiber sie, die Anordnung von Mass-
nahmen sowie den Entzug der Anerkennung;

b. die Veroffentlichung einer Liste der IdP und von deren E-ID-Systemen;

c. den Entscheid im Streitfall iiber Fragen des Zugangs zu einer E-ID und der
Interoperabilitét.

3 Sie beobachtet und tiberwacht die Entwicklung der IdP und von deren E-ID-
Systemen im Hinblick auf ein sicheres, vielfdltiges und erschwingliches Angebot
von elektronischen Identitdtsdienstleistungen.

4 Sie schldgt dem Bundesrat gegebenenfalls geeignete Massnahmen zur Sicherstel-
lung der Versorgung mit elektronischen Identitdtsdienstleistungen vor.

5 Sie orientiert die Offentlichkeit iiber ihre Titigkeit und erstattet dem Bundesrat
jéhrlich einen Tétigkeitsbericht.

Art. 27 Aufgaben des Sekretariats

I Das Sekretariat bereitet die Geschéfte der EIDCOM vor, fiihrt die Verfahren durch
und erlédsst zusammen mit dem Prasidium die verfahrensleitenden Verfiigungen. Es
stellt der EIDCOM Antrag und vollzieht ihre Entscheide.

2 Es gibt Stellungnahmen ab und berét Inhaberinnen und Inhaber einer E-ID, Amts-
stellen und Unternehmen bei Fragen zu diesem Gesetz.

3 Es verkehrt mit IdP, Behorden und Dritten direkt und erlésst selbststédndig Verfii-
gungen, soweit dies das Geschéftsreglement vorsieht.

4 Es kann in den Betrieb eines IdP eingreifen, sofern die Verhéltnisse es erfordern;
es informiert die EIDCOM unverziiglich.

5 Es vertritt die EIDCOM vor eidgendssischen und kantonalen Gerichten.
6 Die EIDCOM kann dem Sekretariat weitere Aufgaben iibertragen.

Art. 28 Personal des Sekretariats

I Der Bundesrat wihlt die Direktorin oder den Direktor des Sekretariats. Die
EIDCOM stellt das tibrige Personal des Sekretariats an.

2 Das Dienstverhéltnis richtet sich nach der Personalgesetzgebung des Bundes.
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Art. 29 Amts- und Geschéftsgeheimnis
Die EIDCOM darf keine Amts- und Geschiftsgeheimnisse preisgeben.

Art. 30 Bearbeitung von Personendaten

I Die EIDCOM fiihrt fiir die Anerkennung von IdP sowie fiir die Aufsicht {iber sie
ein Informationssystem; dieses enthilt insbesondere:

a. die im Anerkennungsprozess vom IdP gelieferten Daten, Unterlagen und
Nachweise;

b. die Meldungen nach den Artikeln 14 Absatz 2 und 15 Absatz 1 Buchsta-
ben h und m;

c. die Aufsichtsmassnahmen.

2Sie darf zur Erfillung ihrer gesetzlichen Aufgaben Personlichkeitsprofile und
Personendaten, einschliesslich besonders schiitzenswerter Personendaten iiber straf-
rechtliche Verfolgungen und Sanktionen bearbeiten.

8. Abschnitt: Gebiihren

Art. 31

I Fedpol und EIDCOM erheben von den IdP fiir ihre Verfiigungen und Dienstleis-
tungen Gebiihren.

2 Fiir Abfragen zur Giiltigkeit der E-ID-Registrierungsnummer nach Artikel 23 Ab-
satz 2 werden keine Gebiihren erhoben.

3 Der Bundesrat regelt die Gebiihren im Rahmen von Artikel 46a des Regierungs-
und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. Mérz 19979. Er kann bei der Fest-
legung der Hohe der Gebiihren fiir die Ubermittlung von Personenidentifizierungs-
daten insbesondere beriicksichtigen, ob es um die Erstiibermittlung oder die Aktuali-
sierung von Personenidentifizierungsdaten geht und ob ein IdP die E-ID der Beziige-
rin oder dem Beziiger unentgeltlich ausstellt und zur Nutzung tiberlésst.

9. Abschnitt: Haftung

Art. 32

I Die Haftung der Inhaberinnen und Inhaber einer E-ID, der Betreiberin von E-ID-
verwendenden Diensten sowie des IdP richtet sich nach dem Obligationenrecht!0.

2 Die Haftung des Bundes richtet sich nach dem Verantwortlichkeitsgesetz vom
14. Mérz 195811,

9 SR 172.010
10 SR 220
1T SR 170.32
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10. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 33 Ubergangsbestimmung

1 Die EIDCOM anerkennt bis drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf
Antrag eines IdP von diesem ausgestellte elektronische Identifizierungseinheiten:

a. als E-ID des Sicherheitsniveaus niedrig, wenn:
1. die Inhaberin oder der Inhaber die Voraussetzungen nach Artikel 3 er-
fullt,
2. die Inhaberin oder der Inhaber sich damit einverstanden erklart hat, und
3. die Ausweisnummer sowie amtlicher Name, Vornamen und Geburts-

datum mit den Personenidentifizierungsdaten im Informationssystem
nach Artikel 24 iibereinstimmen;

b. als E-ID des Sicherheitsniveaus substanziell, wenn zusitzlich eine Identifi-
zierung in einem gesetzlich geregelten und beaufsichtigten Verfahren durch-
gefiihrt wurde, das eine vergleichbare Sicherheit bietet wie die nach diesem
Gesetz vorgesehenen Verfahren.

2 Wer ein giiltiges qualifiziertes Zertifikat nach Artikel 2 Buchstabe h des Bundes-
gesetzes vom 18. Mérz 201612 iiber die elektronische Signatur besitzt, kann damit,
sofern die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstabe a Ziffern 1 und 3 erfiillt sind,
bis drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bei einem IdP beantragen, ihr oder
ihm ohne weitere Identifizierung eine E-ID des Sicherheitsniveaus substanziell
auszustellen.

3 Die EIDCOM berticksichtigt bei der Anerkennung nach Artikel 13 bis drei Jahre
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes das Ergebnis der Zertifizierung eines Herausge-
bers von Identifikationsmitteln nach dem Bundesgesetz vom 19. Juni 201513 iiber
das elektronische Patientendossier.

4 Der Bundesrat erlédsst ndhere Vorschriften zu den Ausstellungsverfahren.

Art. 34 Anderung anderer Erlasse

Die Anderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.

Art. 35 Referendum und Inkrafttreten
I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

12 SR 943.03
13 SR 816.1
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Anhang
(Art. 34)

Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt gedndert:

1. Bundesgesetz vom 20. Juni 2003!4 iiber das Informationssystem
fiir den Auslinder- und den Asylbereich

Art. 9 Abs. 1 Bst. c und 2 Bst. ¢ Ziff. 3

I'Das SEM kann die von ihm oder in seinem Auftrag im Informationssystem bear-
beiteten Daten des Ausldnderbereichs folgenden Behdrden oder Stellen durch ein
Abrufverfahren zugdnglich machen:

C.

den Bundesbehorden im Bereich des Polizeiwesens ausschliesslich zur Per-
sonenidentifizierung bei:

O Foogd =

COMRS

10.

dem polizeilichen Nachrichtenaustausch,

sicherheits- und gerichtspolizeilichen Ermittlungen,
Auslieferungsverfahren,

Rechts- und Amtshilfe,

der stellvertretenden Strafverfolgung und Strafvollstreckung,

der Bekdmpfung der Geldwéscherei, des Drogenhandels und des orga-
nisierten Verbrechens,

der Kontrolle von Ausweisschriften,

der Zuordnung und Aktualisierung von Personenidentifizierungsdaten
nach dem E-ID-Gesetz vom 27. September 2019,

Nachforschungen nach vermissten Personen,

der Kontrolle der Eingaben im automatisierten Polizeifahndungssystem
nach Artikel 15 des Bundesgesetzes vom 13. Juni 200815 iiber die poli-
zeilichen Informationssysteme (BPI);

2 Das SEM kann die von ihm oder in seinem Auftrag im Informationssystem bear-
beiteten Daten des Asylbereichs folgenden Behorden oder Stellen durch ein Abruf-
verfahren zugénglich machen:

C.

14
15

den Bundesbehorden im Bereich des Polizeiwesens:

3.

zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem E-ID-Gesetz;

SR 142.51
SR 361
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2. Ausweisgesetz vom 22. Juni 200116

Art. 1 Abs. 3 zweiter Satz

3 ... Diese Personen konnen auch ausldndische Staatsangehorige sein.

Art. 11 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. k und 2

1 Das Bundesamt fiir Polizei fiihrt ein Informationssystem. Dieses System enthilt die
im Ausweis aufgefithrten und gespeicherten Daten einer Person und zusitzlich
folgende Daten:

k. die Versichertennummer nach dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 194617
tiber die Alters- und Hinterlassenenversicherung.

2 Die Datenbearbeitung dient:
a. der Ausstellung von Ausweisen;
b. der Verhinderung einer unberechtigten Ausstellung eines Ausweises;
c. der Verhinderung missbréuchlicher Verwendung von Ausweisen;

d. der Ausstellung und Aktualisierung von elektronischen Identifizierungsein-
heiten nach dem E-ID-Gesetz vom 27. September 2019.

Art. 12 Abs. 2 Bst. g

2 Folgende Behorden oder Stellen kénnen zur Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben
Daten im Abrufverfahren abfragen:

g. die Konsularische Direktion des Eidgenossischen Departements fiir auswér-
tige Angelegenheiten zur Personenidentifizierung.

Art. 14 Verbot von Paralleldatensammlungen
Das Fiihren von Paralleldatensammlungen ist untersagt. Nicht untersagt ist:

a. das befristete Aufbewahren der Antragsformulare bei der ausstellenden Be-
horde;

b. die Bearbeitung von Personenidentifizierungsdaten nach dem E-ID-Gesetz
vom 27. September 2019 durch das Bundesamt fiir Polizei, insbesondere im
Informationssystem nach Artikel 24 des E-ID-Gesetzes, und durch die An-
bieterinnen von elektronischen Identitétsdienstleistungen.

16 SR 143.1
17" SR 831.10
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§

3. Zivilgesetzbuch!8

Art. 43a Abs. 4 Ziff. 9

4 Auf Daten, die fiir die Uberpriifung der Identitit einer Person not-
wendig sind, haben im Abrufverfahren Zugriff:

9. das Bundesamt fiir Polizei zur Erfiillung seiner Aufgaben
nach dem E-ID-Gesetz vom 27. September 2019.

4. Bundesgesetz vom 20. Dezember 194619 iiber die Alters- und
Hinterlassenenversicherung

Art. 50a Abs. I Bst. bauater

I'Sofern kein iiberwiegendes Privatinteresse entgegensteht, diirfen Organe, die mit
der Durchfithrung, der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der Durchfiihrung dieses
Gesetzes betraut sind, Daten in Abweichung von Artikel 33 ATSG20 bekannt geben:

bavater, dem Bundesamt fiir Polizei zur Erfiillung seiner Aufgaben nach dem E-ID-
Gesetz vom 27. September 2019;

5. Bundesgesetz vom 18. Miirz 20162! iiber die elektronische Signatur

Art. 9 Abs. 1bis

Ibis Wird der Identitidtsnachweis durch eine E-ID des Sicherheitsniveaus substanziell
nach dem E-ID-Gesetz vom 27. September 2019 erbracht, so muss die betreffende
Person nicht personlich erscheinen.

I8 SR 210
19" SR 831.10
20 SR 830.1

21 SR 943.03
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Im Detail

Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen zwischen den EFTA-
Staaten' und Indonesien

1 Europdische Freihandelsassoziation (EFTA). Die Schweiz verhandelt
solche Abkommen in der Regel im Rahmen der EFTA. Zur EFTA
gehoren neben der Schweiz noch Norwegen, Island und Liechten-
stein.

Argumente Referendumskomitee - 50
Argumente Bundesrat und Parlament - 52
Abstimmungstext - 54
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Indonesien als
wichtiger Markt

Schweiz im
Wettbewerb

Verbesserter
Marktzugang

Indonesien ist mit einer Bevolkerung von rund 271 Millio-
nen das viertgrosste Land der Welt. Es hat eine wachsende
und zunehmend zahlungskraftige Mittelschicht. Die indonesi-
sche Volkswirtschaft ist die grosste Stidostasiens und wachst
seit der Jahrtausendwende konstant. Der Handel zwischen
Indonesien und der Schweiz ist verglichen mit anderen Landern
in der Region zurzeit noch bescheiden. Er kénnte noch deutlich
zulegen.

Heute fallen beim Export von Schweizer Produkten nach
Indonesien relativ hohe Z6lle an. Dadurch werden die Produkte
teurer. Schweizer Unternehmen sind deshalb im Nachteil
gegenuber all jenen Konkurrenten in anderen Landern, die
dank einem Abkommen tiefere oder gar keine Zélle zahlen
mussen. Dieser Nachteil droht in Zukunft auch gegentber den
Konkurrenten in der Europaischen Union (EU), da auch die EU
zurzeit GUber ein Abkommen mit Indonesien verhandelt.

Dank dem vorliegenden Abkommen werden auf allen
wichtigen Schweizer Exporten nach Indonesien die Zo6lle
wegfallen. Im Gegenzug — und wie bei anderen vergleichbaren
Abkommen - kénnen indonesische Unternehmen Industriepro-
dukte zollfrei in die Schweiz exportieren. Fur landwirtschaft-
liche Produkte sieht das Abkommen aber keinen Freihandel
vor: Es kommt lediglich zu einem teilweisen Zollabbau fur
Importe aus Indonesien, dies mit dem Ziel, die einheimische
landwirtschaftliche Produktion in der Schweiz nicht zu gefahr-
den.
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Umfassendes Neben dem Abbau von Zéllen enthélt das Abkommen

Abkommen weitere wichtige Regeln, etwa zum Handel mit GUtern und
Dienstleistungen, zu Investitionen und zum Schutz des geisti-
gen Eigentums. Diese Regeln starken die Rechtssicherheit und
schaffen verlassliche Bedingungen fur Unternehmen in der
Schweiz und in Indonesien.

Férderung Der Handel soll nicht auf Kosten von Mensch und Umwelt

nachhaltiger
Entwicklung

Palmol:
Eine vielschichtige
Angelegenheit

gehen. In einem umfassenden Kapitel zur Vereinbarkeit des
Handels mit einer nachhaltigen Entwicklung bekennen sich die
Schweiz und Indonesien zu den Menschenrechten, zu den
Rechten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und von
besonders schutzbedurftigen Gruppen sowie zum Umwelt-
schutz. Ein besonderes Gewicht wird auf die Nachhaltigkeit der
Bewirtschaftung von Waldern und der Produktion von Palmél
gelegt.

Die Produktion von Palmél in Indonesien schafft einer-
seits viele Arbeitspldtze und kann eine wichtige Rolle im
Kampf gegen die Armut spielen. Andererseits wird kritisiert,
dass die Produktion sich negativ auf die Umwelt und die
Gesellschaft auswirkt. Das Abkommen mit Indonesien enthalt
daher spezifische Anforderungen an eine nachhaltige Palmol-
produktion. So verpflichtet sich Indonesien, die Vorschriften
zum Schutz der Urwalder und anderer Okosysteme wirksam
umzusetzen. Dazu gehoren folgende Auflagen: keine Abhol-
zung des Regenwalds, keine Entwasserung der Torfmoore und
keine Brandrodungen sowie die Einhaltung von Arbeitnehmer-
rechten und Rechten der indigenen Bevélkerung.
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Beschrankte
Zugestandnisse

Zertifiziert nach-
haltiges Palmol

Die Bedingungen fur den Import von Palmél aus Indone-
sien sind so ausgestaltet, dass die Schweizer Palmélimporte
insgesamt nicht zunehmen sollten.? Deshalb sind auch keine
negativen Auswirkungen auf die heimische Produktion von
Rapsél und anderen Olen zu erwarten. Die Zélle werden nicht
aufgehoben, sondern nur gesenkt, und dies um rund 20 bis
40 Prozent. Diese Zollrabatte werden pro Jahr fur hochstens
12500 Tonnen? gewdahrt. (Zur aktuellen Situation bezlglich
indonesischer Exporte und Schweizer Importe von Palmél, vgl.
Kasten).

Ein Importeur darf indonesisches Palmél nur zu den tie-
feren Zollen einfUhren, wenn es gemass den vereinbarten
Anforderungen an die Nachhaltigkeit produziert worden ist.
Der Importeur muss einen entsprechenden Nachweis erbrin-
gen. Gleichzeitig mit dem Abkommen wird eine Verordnung in
Kraft treten, die regelt, welche Zertifikate als Nachweis fur eine
nachhaltige Palmélproduktion gelten und welche Kontrollen
vorgesehen sind. Schliesslich enthalt das Abkommen Regeln
zum Transport, die verhindern sollen, dass es zu einer Vermi-
schung mit nicht nachhaltig produziertem Palmél kommt.

2 Botschaft des Bundesrates vom 22. Mai 2019 zur Genehmigung des
Umfassenden Wirtschaftspartnerschaftsabkommens zwischen den
EFTA-Staaten und Indonesien; BBI 2019 5225, hier 5245 (2 admin.ch >
Bundesrecht > Bundesblatt).

3 Anhang V zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen den
EFTA-Staaten und Indonesien, Seiten 1-2 ([Z efta.int > Global Trade
Relations > Free Trade Agreements > Indonesia).


http://www.admin.ch
http://www.efta.int

Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

Der Markt fiir Palmol

Indonesien als grésster Produzent

Indonesien ist der grosste Produzent von Palmol und zusammen
mit Malaysia fur ber 80 Prozent der weltweiten Produktion von
Palmél verantwortlich.# 2019 hat Indonesien Gber 30 Millionen
Tonnen Palmol in die ganze Welt exportiert.®

Nachfrage in der Schweiz sinkt

In den Jahren 2012-2019 hat die Schweiz pro Jahr im Durchschnitt
32027 Tonnen Palmol aus der ganzen Welt importiert. Die Tendenz
ist sinkend (vgl. Abbildung). Rund 2,5 Prozent des importierten
Palmols stammte aus Indonesien, im Jahr 2019 noch 0,1 Prozent.

Schweizer Palmdlimporte aus Indonesien und der ganzen Welt
Angaben in Tonnen
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Aus der ganzen Welt [l Aus Indonesien

Quelle: Eidgendssische Zollverwaltung (2 ezv.admin.ch > Themen > Aussenhandelsstatistik >
Datenbank Swiss-Impex)

4 UN Food and Agricultural Organization (FAO), Top 10 Countries
of Oil palm fruit production 2018 (2 fao.org > Resources > Data >
faostat > Rankings > Countries by commodity > Oil palm fruit).

5 International Trade Centre (ITC), Trade Map, Trade statistics for
international business development (2 trademap.org).


http://www.fao.org
http://www.trademap.org
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Langfristige
Zusammenarbeit

Indonesien ist fur die Schweiz seit Langem ein Schwer-
punktland in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und
Entwicklung. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden
Landern ist auch Gegenstand des Abkommens. Ziel ist die
Forderung eines langfristigen Wachstums, das der gesamten
Bevolkerung zugutekommt und die natirlichen Ressourcen des
Landes schiitzt. In der Landwirtschaft und im Palmolsektor
unterstUtzt die Schweiz verschiedene Projekte zum Aufbau
einer ressourcenschonenden Produktion, insbesondere zur
Unterstitzung von Kleinbauerinnen und Kleinbauern. Diese
Projekte sollen dazu beitragen, dass auch indonesische Klein-
unternehmen das Potenzial des Abkommens auf nachhaltige
Art und Weise ausschépfen kénnen.
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Argumente

Verachtung
des Lebens

Die Zerstérung
schreitet voran

Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

Referendumskomitee

Palmél wird auf Torf- oder Regenwaldbdden angebaut und
fiihrt zur Zerstérung der artenreichen Urwalder. Das Frei-
handelsabkommen mit Indonesien sieht den Einbezug von
Nachhaltigkeitsbestimmungen bei Umwelt- und Handels-
normen vor. Aber das Versprechen ist kaum umzusetzen,
denn es fehlen wirksame Kontroll- und Sanktionsmdoglich-
keiten. Das billige Ol konkurrenziert zudem unsere einhei-
mischen Kulturen wie Sonnenblumen- und Rapsoél.

Die indonesische Regierung ist kein verlasslicher Partner:
Rechtsstaatlichkeit, Nachhaltigkeit und soziale Standards
werden missachtet, Kleinbduerinnen, Kleinbauern, Indigene
und lokale Gemeinschaften vertrieben. Menschenverachtende
Arbeitsbedingungen bis hin zu Kinderarbeit sowie der Einsatz
von hochgiftigen Pestiziden sind weit verbreitet. Die Schweiz
muss Uber dieses Abkommen die tiefen sozialen und 6kologi-
schen Standards des Partnerlands akzeptieren, obwohl diese
unserer Wertehaltung widersprechen. Abgeholzt wird fur die
Profite der Energie- und Lebensmittelkonzerne, angefeuert
durch den globalen Freihandel.

Trotz Moratorium fur die Entwicklung neuer Palmol-
plantagen verschwindet stiindlich Regenwald von einer Flache
von 100 Fussballfeldern fur Plantagen, Bergbau, Holzwirt-
schaft und Kohleindustrie. Schon heute bestehen auf fast
17 Mio. Hektaren Palmélmonokulturen - viermal die Flache
der Schweiz — das entspricht fast 10 Prozent der Landesflache
von Indonesien. Die Korruption ist allgegenwartig, genauso
wie systematische Verstdsse gegen das staatliche Nachhaltig-
keitslabel und das «nachhaltige» RSPO-Label, welches fir den
Import in die Schweiz als Grundlage dienen soll.
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Wirtschaftlich
vernachlassigbar

Schutz von Mensch
und Umwelt hat
Prioritat

Empfehlung
des Referendums-
komitees

Wahrend die positiven Effekte auf die Wirtschaft in der
Schweiz bescheiden ausfallen, sind die sozialen und ékologi-
schen Konsequenzen des Palmols nicht nur fir Indonesien
dramatisch. Das Land gehért zu den gréssten CO,-Verursachern
weltweit. Die Palmolwirtschaft verscharft die Klimakrise und
fuhrt zu unersetzbaren Biodiversitatsverlusten. Wir untersttt-
zen die Forderung der sozialen und bauerlichen Organisatio-
nen in Indonesien fur den Erhalt einer vielfaltigen bauerlichen
Landwirtschaft und Erndahrungssouveranitat zugunsten der
Bevolkerung.

Die Abhangigkeit von Palmol darf nicht weiter forciert
werden, denn Raps- und Sonnenblumendle sowie Butter bieten
gesunde Alternativen. Angesichts der Klima- und Umweltkrise
hat der Schutz der Béden, der Baume, des Wassers, der Tiere,
Pflanzen und der Menschen hdchste Prioritat. Deshalb lehnen
wir dieses Freihandelsabkommen ab — das Nachhaltigkeit
verspricht, aber eine Politik, die Mensch und Umwelt schadet,
zementiert.

Darum empfiehlt das Referendumskomitee:

Nein

[Z stop-palmoel.ch

Der Text auf dieser Doppelseite stammt vom Referendumskomitee.
Es ist fur den Inhalt und die Wortwahl verantwortlich.


http://www.stop-palmoel.ch
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Argumente

Wichtig fiir den
Standort Schweiz

Benachteiligung
vermeiden

Keine Gefahr fiir
die Landwirtschaft

Kein Freihandel
mit Palmol

Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

Bundesrat und Parlament

Das Abkommen mit Indonesien bietet der Schweizer Wirt-
schaft eine grosse Chance in einem wichtigen Wachstums-
markt. Es verbessert den Marktzugang und verhindert eine
Benachteiligung unserer Unternehmen. Das Abkommen
legt Regeln fiir einen Handel fest, der fiir Mensch und Um-
welt vertraglich ist. Bundesrat und Parlament befiirworten
die Vorlage insbesondere aus folgenden Griinden:

Die Schweiz ist auf Exporte und verlassliche Wirtschafts-
beziehungen angewiesen. Nur so kann unser Wohlstand
erhalten werden. Indonesien mit seiner wachsenden Mittel-
schicht ist fur exportierende Schweizer Unternehmen ein
zukunftstrachtiger Markt.

Die EU und Indonesien verhandeln derzeit Gber ein ver-
gleichbares Abkommen. Den Schweizer Exporteuren droht
daher eine Benachteiligung gegeniber ihren Konkurrenten in
der EU. Ohne ein Abkommen zwischen der Schweiz und Indo-
nesien ware etwa eine Schweizer Maschinenbauerin schlechter
gestellt als ihre Konkurrentin im benachbarten Ausland. Im
schlimmsten Fall fuhrt das zum Verlust von Auftragen und
Arbeitsplatzen.

Die meisten indonesischen Agrarprodukte — zum Beispiel
tropische Friichte — erganzen das hiesige Angebot und sind
keine Konkurrenz. Zudem sind die Zugestandnisse im Agrar-
bereich so ausgestaltet, dass sie die Schweizer Landwirtschaft
nicht gefahrden.

Mit der fur Palmol gefundenen Losung kann auch die
Schweiz gut leben, denn zu Freihandel kommt es nicht. Erstens
werden die Z6lle nicht abgeschafft, sondern nur wenig
gesenkt. Zweitens geschieht dies nur bis zu einer begrenzten
Menge. Und drittens werden die Zollrabatte nur fur nachweis-
lich nachhaltig produziertes Palmoél gewahrt. Damit wird
umwelt- und sozialpolitischen Bedenken Rechnung getragen,
und die heimische Produktion von Raps- und Sonnenblumendl
ist nicht gefahrdet.
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Wirksame
Kontrollen

Ausgewogenes
Abkommen

Empfehlung
von Bundesrat
und Parlament

Wirksame Kontrollen werden sicherstellen, dass Palmol
nur dann zum tieferen Zollansatz importiert werden kann,
wenn es nachhaltig produziert worden ist — das heisst, unter
Einhaltung der strengen Umwelt- und Sozialauflagen. Den
Nachweis dafar missen die Importeure erbringen. Ohne diesen
Nachweis wird der Zollrabatt nicht gewahrt.

Das Abkommen niitzt sowohl der Schweiz als auch
Indonesien. Es verbessert den Marktzugang und verstarkt die
Rechts- und Planungssicherheit. Es tragt dem Ziel einer nach-
haltigen Entwicklung Rechnung und leistet einen wichtigen
Beitrag zu den globalen Bemihungen um eine nachhaltigere
Palmoélproduktion. Im Rahmen der Entwicklungszusammen-
arbeit unterstltzt die Schweiz Indonesien Uberdies dabei, dass
breite Bevolkerungsschichten vom Abkommen profitieren
kénnen.

Aus all diesen Griinden empfehlen Bundesrat und Par-
lament, den Bundesbeschluss tber die Genehmigung des

Umfassenden Wirtschaftspartnerschaftsabkommens zwischen
den EFTA-Staaten und Indonesien anzunehmen.

Ja

[2 admin.ch/abkommen-indonesien


http://www.admin.ch/abkommen-indonesien
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Dritte Vorlage: Abkommen mit Indonesien

Abstimmungstext

Bundesbeschluss

liber die Genehmigung des Umfassenden Wirtschaftspartner-
schaftsabkommens zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien
vom 20. Dezember 2019

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 54 Absatz 1 und 166 Absatz 2 der Bundesverfassung (BV)!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 22. Mai 20192,

beschliesst:

Art. 1

1 Das Umfassende Wirtschaftspartnerschaftsabkommen vom 16. Dezember 20183
zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien einschliesslich des Memorandum of
Understanding vom 16. Dezember 20184 zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit und
zum Kapazititsautbau zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien wird genehmigt.

2 Der Bundesrat wird erméchtigt, das Abkommen zu ratifizieren.

Art. 2

Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum (Art. 141 Abs. 1 Bst. d
Ziff. 3 BV).

1 SR 101

2 BBI2019 5225
3 BBI12019 5285
4 BBI12019 5351
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Bundesrat und Parlament empfehlen,
am 7. Marz 2021 wie folgt zu stimmen:

N ei n Volksinitiative «Ja zum Verhiillungsverbot»

Ja Bundesgesetz lber elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz)

J a Wirtschaftspartnerschaftsabkommen
mit Indonesien

Erlduterungen des Bundesrates Votelnfo %‘
Herausgegeben von der Bundeskanzlei Die App zu
Redaktionsschluss: 25. November 2020 den Abstimmungen


https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/politik/abstimmungen/voteinfo.html

	Volksabstimmung 7. März 2021
	Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot»
	In Kürze
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Indirekter Gegenvorschlag
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Initiativkomitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat


	Bundesgesetz über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz)
	In Kürze
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendumskomitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat


	Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien
	In Kürze
	Ausgangslage
	Die Vorlage
	Abstimmungsfrage
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament
	Empfehlung des Referendumskomitees
	Abstimmung im Nationalrat
	Abstimmung im Ständerat


	Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot»
	Im Detail 
	Heute sind Kantone zuständig
	Verhüllungsverbot in Kantonen

	Verhüllung kann Folgen haben
	Initiative verlangt schweizweites Verbot
	Ausnahmen
	Indirekter Gegenvorschlag


	Argumente Initiativkomitee
	Freie Menschen zeigen Gesicht
	Gebot der Gleichberechtigung
	Für Sicherheit und Ordnung
	Kein Konflikt mit Religions- und Meinungsfreiheit
	Covid-19 tangiert die Initiative nicht
	Empfehlung des Initiativkomitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Vollverschleierung ist ein Randphänomen
	Kantonale Zuständigkeit wahren
	Verbot ist kontraproduktiv
	Verhüllung kann schon heute Konsequenzen haben
	Gegenvorschlag löst Probleme gezielt
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext 
	Art. 1 
	Art. 10a Verbot der Verhüllung des eigenen Gesichts 
	Art. 197 Ziff. 124

	Art. 2 


	Bundesgesetz über elektronische Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz)
	Im Detail 
	Ausgangslage
	Gesetzlich geregelt und vom Bund anerkannt
	Was bringt die E-ID?
	Eindeutige Identifizierung
	Bund ist für E-ID verantwortlich
	Technische Umsetzung
	Wie funktioniert die E-ID?
	E-ID-Anbieterin
	Bund
	Online-Dienst
	Nutzerin / Nutzer


	E-ID ist freiwillig
	Datenschutz
	Aufgabenteilung Staat – Private
	Unabhängige Anerkennung und Kontrolle

	Argumente Referendumskomitee
	Digitaler Schweizer Pass
	Bund wird zum Datenlieferanten
	Ungenügender Datenschutz
	Vertrauen der Bevölkerung fehlt
	Seniorenverbände sagen Nein
	Acht Kantone lehnen das Gesetz ab
	Empfehlung des Referendumskomitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Einfach und sicher
	Handlungsbedarf
	Sinnvolle Aufgabenteilung
	Datenschutz wird gestärkt
	Schlüssel zur weiteren Digitalisierung
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext 
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
	Art. 1 Gegenstand und Zweck 
	Art. 2 Begriffe 

	2. Abschnitt: Ausstellung, Arten und Inhalt sowie Sperrung und Widerruf von E-ID 
	Art. 3 Persönliche Voraussetzungen 
	Art. 4 Sicherheitsniveaus 
	Art. 5 Personenidentifizierungsdaten 
	Art. 6 Ausstellungsprozess 
	Art. 7 Aktualisierung der Personenidentifizierungsdaten 
	Art. 8 Systematische Verwendung der Versichertennummer zum Datenaustausch 
	Art. 9 Datenbearbeitung 
	Art. 10 Subsidiäres E-ID-System des Bundes 
	Art. 11 Sperrung und Widerruf 

	3. Abschnitt: Inhaberinnen und Inhaber von E-ID 
	Art. 12 

	4. Abschnitt: Anbieterinnen von elektronischen Identitätsdienstleistungen 
	Art. 13 Anerkennung 
	Art. 14 Erlöschen der Anerkennung 
	Art. 15 Pflichten 
	Art. 16 Datenweitergabe und Datennutzung 
	Art. 17 Zugang zu einer E-ID 
	Art. 18 Interoperabilität 
	Art. 19 Aufsichtsmassnahmen und Entzug der Anerkennung 

	5. Abschnitt: Betreiberinnen von E-ID-verwendenden Diensten 
	Art. 20 Vereinbarung mit einem IdP 
	Art. 21 Verwendung der E-ID-Registrierungsnummer 
	Art. 22 Zu akzeptierende E-ID 

	6. Abschnitt: Funktion des Bundesamtes für Polizei 
	Art. 23 Aufgaben und Pflichten 
	Art. 24 Informationssystem 

	7. Abschnitt: Eidgenössische E-ID-Kommission 
	Art. 25 Organisation 
	Art. 26 Aufgaben und Zuständigkeiten 
	Art. 27 Aufgaben des Sekretariats 
	Art. 28 Personal des Sekretariats 
	Art. 29 Amts- und Geschäftsgeheimnis 
	Art. 30 Bearbeitung von Personendaten 

	8. Abschnitt: Gebühren 
	Art. 31 

	9. Abschnitt: Haftung 
	Art. 32 

	10. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
	Art. 33 Übergangsbestimmung 
	Art. 34 Änderung anderer Erlasse 
	Art. 35 Referendum und Inkrafttreten 

	Änderung anderer Erlasse 
	1. Bundesgesetz vom 20. Juni 200314 über das Informationssystem für den Ausländer- und den Asylbereich 
	Art. 9 Abs. 1 Bst. c und 2 Bst. c Ziff. 3 

	2. Ausweisgesetz vom 22. Juni 200116
	Art. 1 Abs. 3 zweiter Satz 
	Art. 11 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. k und 2 
	Art. 12 Abs. 2 Bst. g 
	Art. 14 Verbot von Paralleldatensammlungen 

	3. Zivilgesetzbuch18
	Art. 43a Abs. 4 Ziff. 9 

	4. Bundesgesetz vom 20. Dezember 194619 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
	Art. 50a Abs. 1 Bst. bquater 

	5. Bundesgesetz vom 18. März 201621 über die elektronische Signatur 
	Art. 9 Abs. 1bis 



	Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen den EFTA-Staaten1 und Indonesien
	Im Detail 
	Indonesien als wichtiger Markt
	Schweiz im Wettbewerb
	Verbesserter Marktzugang
	Umfassendes Abkommen
	Förderung nachhaltiger Entwicklung
	Palmöl:
	Eine vielschichtige Angelegenheit
	Beschränkte Zugeständnisse
	Zertifiziert nachhaltiges Palmöl
	Der Markt für Palmöl
	Indonesien als grösster Produzent
	Nachfrage in der Schweiz sinkt


	Langfristige Zusammenarbeit

	Argumente Referendumskomitee
	Verachtung des Lebens
	Die Zerstörung schreitet voran
	Wirtschaftlich vernachlässigbar
	Schutz von Menschund Umwelt hat Priorität
	Empfehlung des Referendumskomitees

	Argumente Bundesrat und Parlament
	Wichtig für den Standort Schweiz
	Benachteiligung vermeiden
	Keine Gefahr für die Landwirtschaft
	Kein Freihandel mit Palmöl
	Wirksame Kontrollen
	AusgewogenesAbkommen
	Empfehlung von Bundesrat und Parlament

	Abstimmungstext 
	Art. 1 
	Art. 2 


	Bundesrat und Parlament empfehlen, am 7. März 2021 wie folgt zu stimmen:



